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1. Einleitung 
 
Der Synodalrat hat mit Bericht und Antrag Nr. 323 vom 6. April 2022 der  Synode vom 

18. Mai 2022 die Genehmigung der Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten 

Kirchgemeinde Luzern beantragt. Unmittelbar vor der Synode vom 18. Mai 2022 wurde die 

Geschäftsstelle darauf hingewiesen, dass möglicherweise einzelne Bestimmungen der 

Kirchgemeindeordnung im Widerspruch zum übergeordneten Recht, insbesondere zum Fi-

nanzhaushaltsgesetz, stehen könnten. Das Geschäft ist deshalb an der Synode vom 

18. Mai 2022 ohne Diskussion abtraktandiert worden. 

 

Eine Vertretung des Synodalrats hat die neu aufgeworfenen Fragen mit einer Vertretung 

der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Luzern (Daniel Inäbnit, Dr. Ueli Friederich) 

sowie dem Gesetzesredaktor des Finanzhaushaltsgesetzes, Kurt Boesch, eingehend dis-

kutiert und die offenen Punkte geklärt. 

 

Mit dem vorliegenden Bericht und Antrag wird der Bericht und Antrag Nr. 323 vom 6. April 

2022 ergänzt. Der Bericht und Antrag Nr. 323 hat weiterhin Geltung, soweit mit dem vorlie-

genden Bericht und Antrag keine Änderungen erfolgen. Der vorliegende Bericht und Antrag 

befasst sich ausschliesslich mit den als kritisch betrachteten Bestimmungen der Kirchge-

meindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Luzern. 

 
 
2. Inhalt 
 
2.1. Art. 42 Controllingkommission 
Hauptdiskussionspunkt war Art. 42 Abs. 5 KGO. Diese Bestimmung legt fest, dass die 

Controllingkommission in eigener Zuständigkeit freibestimmbare Sonder-, Zusatz- oder 

Nachtragskredite von mehr als 2 bis höchstens 4 % des Ertrags der Gemeindesteuern be-

schliesst. Gemäss Art. 30 Abs. 2 lit. a KGO beschliesst der Grosse Kirchenrat in abschlies-

sender Zuständigkeit über freibestimmbare Zusatz- oder Nachtragskredite von mehr als 4 

bis 10 % des Ertrags der Gemeindesteuern. Der Kirchenvorstand beschliesst über freibe-

stimmbare Ausgaben bis zu einem Betrag von 2 % des Ertrags der Gemeindesteuern im 

Einzelfall, höchstens aber von 5 % des Ertrags der Gemeindesteuern pro Kalenderjahr 

(Art. 35 Abs. 2 lit. a KGO). 

 

Es wurde die Meinung vertreten, dass diese Kompetenz der Controllingkommission (§ 42 

Abs. 5 KGO) dem Finanzhaushaltsgesetz (FHG) widerspricht. Die §§ 19 Abs. 1 und 25 

Abs. 2 FHG sehen die (ausschliessliche) Kompetenz des Kirchgemeindeparlaments vor. 

Eine Bestimmung wie § 148 Abs. 2 des Organisationsgesetzes (OG), die ein Abweichen 

von den Vorschriften des Gesetzes in der Kirchgemeindeordnung erlauben würde, kennt 

das Finanzhaushaltsgesetz nicht. Dies gab Anlass, zusammen mit der Kirchgemeinde Lu-

zern weitere Abklärungen zu treffen. 
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Anlässlich der unter Ziff. 1. vorstehend erwähnten Besprechung mit der Evangelisch-Refor-

mierten Kirchgemeinde Luzern gab es unterschiedliche Meinungen und es konnte kein 

Konsens gefunden werden. Einerseits wurde die Auffassung vertreten, der Wortlaut des Fi-

nanzhaushaltsgesetzes sei klar und dieses gehe als Spezialgesetz dem Organisationsge-

setz vor. Das Finanzhaushaltsgesetz wollte eine einheitliche Regelung für den ganzen 

Kanton, weshalb die Kirchgemeinden nur in einzelnen, genau definierten Punkten davon 

abweichen können. Es war nie vorgesehen, an den Zuständigkeiten etwas zu ändern. Auf 

der anderen Seite wurde argumentiert, dass eine umfassende Auslegung ergibt, dass 

Art. 42 Abs. 5 KGO dem Finanzhaushaltsgesetz nicht widerspricht. Die massgebende Re-

gelung für die Zuständigkeiten der Controllingkommission sind den organisationsrechtli-

chen Bestimmungen des Organisationsgesetzes und nicht den finanzhaushaltrechtlichen 

Vorschriften des Finanzhaushaltsgesetzes zu entnehmen. Das Finanzhaushaltsgesetz er-

wähnt die Controllingkommission gar nicht, diese ist vielmehr im Organisationsgesetz gere-

gelt. Es entspricht auch dem praktischen Bedürfnis der Kirchgemeinde, einerseits dem Kir-

chenvorstand nicht allzu weitgehende Ausgabenzuständigkeiten zuzuweisen und anderer-

seits das kommunale Parlament nicht über Gebühr zu beanspruchen. 

 

Beide Auslegungen sind plausibel und können gute Gründe für sich in Anspruch nehmen. 

Die Synode muss nicht entscheiden, welche der beiden Auslegungen "richtig" ist. Gibt es 

wie vorliegend eine plausible Auslegung, die zum Ergebnis führt, dass die Bestimmung mit 

dem übergeordneten Recht vereinbar ist, kann die Genehmigung nicht verweigert werden, 

insbesondere auch im Hinblick auf die Gemeindeautonomie. Art. 42 Abs. 5 KGO ist daher 

zu genehmigen. 

 
2.2. Art. 11 Änderungen im Bestand oder Gebiet 

Absatz 1 dieser Bestimmung sagt, dass sich das Verfahren für den Austritt von Teilkirchge-

meinden aus der Kirchgemeinde und andere Änderungen im Bestand oder Gebiet der Teil-

kirchgemeinden nach dem Organisationsgesetz und Art. 49 Abs. 1 KGO richtet. In Ab-

satz 2 ist festgehalten, dass der Grosse Kirchenrat ergänzende Bestimmungen erlassen 

kann. Es geht dabei um ergänzende Ausführungsbestimmungen zum Verfahren, bei-

spielsweise die vorgesehene Konsultativabstimmung an der Teilkirchgemeindeversamm-

lung. Dies ist mit dem übergeordneten Recht vereinbar, weshalb die Bestimmung zu ge-

nehmigen ist. 

 

2.3 Art. 22 Fakultatives Referendum 

Gemäss Absatz 1 lit. e dieser Bestimmung kann das fakultative Referendum ergriffen wer-

den gegen freibestimmbare Zusatz- und  Nachtragskredite im Betrag von mehr als 10 % 

des Ertrags der Gemeindesteuern. Diese Terminologie stimmt nicht mit dem Finanzhaus-

haltsgesetz überein. Es gibt nur freibestimmbare Ausgaben, aber keine freibestimmbaren 

Kredite. "freibestimmbare" ist daher zu streichen. 
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Diese Streichung ist dann konsequenterweise auch in Art. 30 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 lit. a 

und Art. 42 Abs. 5 KGO vorzunehmen. 

 

2.4. Art. 28 Rechtsetzung 

In Absatz 3 ist vorgesehen, dass der Grosse Kirchenrat den Kirchenvorstand ermächtigen 

kann, Ausführungsbestimmungen in Form von Verordnungen zu erlassen. Die Kompetenz 

des Kirchenvorstandes zum Erlass von Ausführungsbestimmungen ergibt sich bereits aus 

§ 131 OG. Er braucht dazu keine Ermächtigung des Grossen Kirchenrates. Art. 28 Abs. 3 

KGO ist daher zu streichen. 

 

2.5 Art. 35 Finanzen 

In Absatz 3 dieser Bestimmung ist vorgesehen, dass der Kirchenvorstand über die Verwen-

dung von Mitteln beschliesst, die das zuständige Organ mit dem Budget oder mit einem 

Sonder-, Zusatz- oder Nachtragskredit bewilligt hat. Damit wird eine zweite Ausgabenbe-

willigung eingeführt. Diese ist jedoch nicht nur überflüssig, sondern mit dem Finanzhaus-

haltsgesetz nicht vereinbar. Das Finanzhaushaltsgesetz bietet keine Grundlage für die Ein-

führung einer zweiten Ausgabenbewilligung. Art. 35 Abs. 3 KGO ist daher zu streichen. 

 

2.6 Art. 36 Weitere Zuständigkeiten 

Diese Bestimmung sieht vor, dass der Kirchenvorstand Verordnungen erlässt, soweit er 

durch die Kirchgemeindeordnung oder durch ein Reglement des Grossen Kirchenrats dazu 

ermächtigt wird. Zu unterscheiden ist zwischen Ausführungs- bzw. Vollzugsverordnungen 

und sogenannten gesetzesvertretenden Verordnungen. Ausführungs- bzw. Vollziehungs-

verordnungen haben das Gesetz durch Detailvorschriften näher auszuführen und auf diese 

Weise die Anwendbarkeit des Gesetzes zu ermöglichen. Sie haben sich an den gesetzli-

chen Rahmen zu halten und dürfen das auszuführende Gesetz weder aufheben noch ab-

ändern. Gesetzesvertretende Verordnungen dagegen ergänzen oder ändern die gesetzli-

che Regelung und übernehmen damit Gesetzesfunktion, weshalb es eine Delegationsnorm 

in einem Gesetz braucht. 

 

Die Kompetenz zum Erlass von Vollzugsverordnungen bzw. Ausführungsbestimmungen 

ergibt sich bereits aus den §§ 131 und 162 OG. Dazu braucht es keine spezielle Kompe-

tenzzuweisung in der Kirchgemeindeordnung. Art. 36 Abs. 2 KGO ist daher so auszulegen, 

dass es ausschliesslich um gesetzesvertretende Verordnungen geht, für die es eine beson-

dere Delegationsnorm braucht. Wird Art. 36 Abs. 2 KGO so ausgelegt, ist die Bestimmung 

mit dem übergeordneten Recht vereinbar und kann genehmigt werden. 

 

2.7 Art. 49 Sachgeschäfte 

In Absatz 2 ist ein Fehler bei der Nummerierung bzw. Aufzählung zu berichtigen. Die letz-

ten beiden Buchstaben dieses Absatzes sind lit. f. und g., nicht a. und b.. 
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2.8 Art. 61 Inkrafttreten 

Nachdem die Genehmigung der Kirchgemeindeordnung nicht wie vorgesehen an der Sy-

node vom 18. Mai 2022 erfolgen konnte, ist ein Inkrafttreten auf den 1. Juli 2022 nicht mehr 

möglich. Die Kirchgemeindeordnung tritt daher mit der Genehmigung durch die Synode in 

Kraft. 

 

2.9 Genehmigung 

Mit diesen Anpassungen kann die Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten 

Kirchgemeinde Luzern genehmigt werden. 

 
 
3. Kostenfolgen 
 
Die Genehmigung der Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchge-
meinde Luzern hat keine finanziellen Auswirkungen auf die landeskirchliche Organisation. 
 
 
4. Stellungnahme des Synodalrats 
 
Der Synodalrat hat die neue Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirch-
gemeinde Luzern überprüft. Sie steht mit Ausnahme der vorgenannten Vorbehalte im Ein-
klang mit den Bestimmungen des übergeordneten kirchlichen und staatlichen Rechts, wes-
halb mit Ausnahme der vorstehenden Vorbehalte die Genehmigung auszusprechen ist. 
 
 
5. Antrag des Synodalrats 
 
Der Synodalrat beantragt der Synode, dem beigehefteten Synodebeschluss über die Ge-
nehmigung der Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Lu-
zern zuzustimmen. 
 
 
 
Namens des Synodalrats  

der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Luzern 
 
 
Lilian Bachmann Daniel Zbären 

Synodalratspräsidentin Kirchenschreiber 
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Synode 
 

  

Synodebeschluss betreffend die Genehmigung der Kirchgemeinde-
ordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Luzern  

Luzern, 16, November 2022 

 
Die Synode der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Luzern, 
 
gestützt auf § 18 Abs. 3 der Kirchenverfassung, auf Antrag des Synodalrats, 
 
 
beschliesst: 
 
 
1. Die Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Luzern 

vom 14. Februar 2022 wird mit den nachfolgenden Vorbehalten genehmigt. 
 

2. Die Genehmigung erfolgt mit folgenden Vorbehalten: 
 
2.1. In Art. 22 Abs. 1 lit. e, Art. 30 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 lit. a sowie Art. 42 Abs. 5 

ist „freibestimmbare“ zu streichen. 
 

2.2. Art. 28 Abs. 3 und Art. 35 Abs. 3 sind zu streichen. 
 

2.3. In Art. 49 Abs. 2 sind die letzten beiden Literas mit f. und g. zu bezeichnen. 
 

2.4. Art. 61 ist wie folgt zu formulieren: Diese Kirchenordnung tritt mit der Geneh-
migung durch die Synode in Kraft. Das Datum der Genehmigung durch die 
Synode ist in einer Fussnote aufzuführen.  
 

3. Die Kirchgemeindeordnung tritt mit der Genehmigung durch die Synode in Kraft. 
 

4. Der Beschluss ist im Kantonsblatt zu veröffentlichen. 
 
 
Namens der Synode 

der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Luzern 

 
 
Fritz Bösiger  Daniel Zbären 

Synodepräsident  Synodeschreiber 
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Kirchgemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchge-
meinde Luzern 
 

Vom 14. Februar 2022 

 

 

Der Grosse Kirchenrat der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Luzern, gestützt auf  

− §§ 16 ff. der Verfassung der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Luzern vom 

6. Dezember 2016 (Kirchenverfassung), 

− §§ 1 ff. und 127 ff. des kirchlichen Gesetzes vom 28. Mai 2019 über die Organisation der Evange-

lisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Luzern (Organisationsgesetz), 

beschliesst: 

 

I. Die Kirchgemeinde und ihre Aufgaben 

 

Art. 1   Kirchgemeinde  

1 Die Evangelisch-Reformierte Kirchgemeinde Luzern (Kirchgemeinde) ist eine öffentlich-rechtliche 

Gebietskörperschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit. Sie ist Teil der Evangelisch-Reformierten Lan-

deskirche des Kantons Luzern. 

2 Die Zugehörigkeit zur Kirchgemeinde richtet sich nach der Kirchenverfassung. 

 

Art. 2   Gemeindegebiet  

1 Das Gebiet der Kirchgemeinde umfasst die politischen Gemeinden Buchrain, Dierikon, Ebikon, Em-

men, Gisikon, Greppen, Honau, Kriens, Luzern, Malters, Root, Rothenburg, Schwarzenberg, Vitznau 

und Weggis sowie Teile der politischen Gemeinden Entlebuch, Neuenkirch und Werthenstein. 

2 Das Gemeindegebiet ist auf der Karte im Anhang zu dieser Gemeindeordnung eingezeichnet. 

 

Art. 3   Auftrag 

Die Kirchgemeinde hat den Auftrag, das Evangelium von Jesus Christus durch die Verkündigung und 

die Nächstenliebe zu bezeugen sowie den evangelischen Glauben und die christliche Lebensgemein-

schaft unter ihren Mitgliedern zu stärken und zu vertiefen. 

 

Art. 4   Erfüllung der Aufgaben 

1 Die Kirchgemeinde erfüllt ihre Aufgaben im Hören auf das Evangelium von Jesus Christus und im 

Einklang mit der Kirchenverfassung und den weiteren landeskirchlichen Bestimmungen. 

2 Sie plant ihre Aufgaben weitsichtig und mit Blick auf die Bedürfnisse der Menschen, denen ihr Dienst 

gilt. 

3 Sie baut auf die Gaben und das Mitwirken aller Gemeindeglieder. Sie fördert die Mitwirkung von Frei-

willigen. 

4 Sie erfüllt ihre Aufgaben in erster Linie vor Ort in ihren Teilkirchgemeinden. 

5 Die Organe, die weiteren Gremien und die Mitarbeitenden der Kirchgemeinde wirken partnerschaft-

lich zusammen. Sie achten die Zuständigkeiten anderer Personen oder Stellen. 

6 Die Kirchgemeinde arbeitet nach den Vorgaben der Kirchenverfassung mit anderen Kirchgemeinden, 
mit der Landeskirche und mit weiteren Dritten zusammen. 
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Art. 5   Petitionsrecht 

1 Jedes Mitglied der Kirchgemeinde kann dem Grossen Kirchenrat, dem Kirchenvorstand oder einer 

Kirchenpflege Petitionen unterbreiten und darin Wünsche, Anliegen oder Beanstandungen vorbringen. 

2 Das zuständige Organ beantwortet die Petition in der Regel innert sechs Monaten. 

 

II. Teilkirchgemeinden  

 

Art. 6   Grundsätze 

1 Die Kirchgemeinde gliedert sich in Teilkirchgemeinden. 

2 Die Teilkirchgemeinden sind Organisationseinheiten der Kirchgemeinde ohne eigene Rechtspersön-

lichkeit. 

3 Sie verfügen im Rahmen der Vorgaben dieser Kirchgemeindeordnung über einen möglichst weiten 

Handlungs- und Entscheidungsspielraum. 

 

Art. 7   Bestand  

1 Es bestehen die folgenden Teilkirchgemeinden: 

a. Buchrain-Root,  

b. Ebikon, 

c. Emmen-Rothenburg, 

d. Kriens, 

e. Littau-Reussbühl, 

f. Luzern Stadt, 

g. Malters, 

h. Rigi Südseite. 

2 Die Gebiete der Teilkirchgemeinden sind auf der Karte im Anhang eingezeichnet. 

3 Das Mitgliederverzeichnis der Kirchgemeinde gibt Auskunft über die Zugehörigkeit der Mitglieder zu 
den Teilkirchgemeinden. 

 

Art. 8   Zuständigkeiten der Teilkirchgemeinden 

1 Die Teilkirchgemeinden gestalten in eigener Verantwortung das kirchliche Leben in ihrem Gebiet. 

2 Sie nehmen die Aufgaben vor Ort wahr, die ihnen diese Kirchgemeindeordnung oder andere Erlasse 

der Kirchgemeinde zuweisen. 

3 Sie entscheiden über die Benützung der ihnen zur Verfügung stehenden Kirchen und Gemeindezen-

tren. 

4 Sie sind Wahl- und Abstimmungskreise für Wahlen und Abstimmungen der Kirchgemeinde. 

5 Sie entscheiden im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und der kirchlichen Bestimmungen frei über die 

Verwendung der für sie bewilligten Mittel. 

 

Art. 9   Zuständigkeiten der Kirchgemeinde  

1 Die Kirchgemeinde nimmt Aufgaben wahr, welche die Tätigkeit der Teilkirchgemeinden sinnvoll er-

gänzen oder deren Möglichkeiten übersteigen. 

2 Sie stellt den Teilkirchgemeinden die benötigten finanziellen Mittel zur Verfügung. 
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3 Sie unterstützt die Teilkirchgemeinden in administrativer Hinsicht, namentlich durch die Dienstleis-

tungen der zentralen Dienste. 

4 Sie trägt die Verantwortung dafür, dass ihre Organe und weiteren Stellen ihre Aufgaben im Einklang 

mit den kirchlichen und staatlichen Vorschriften erfüllen. 

5 Sie nimmt die weiteren Aufgaben einer Kirchgemeinde nach kirchlichem Recht wahr, die nicht durch 

diese Kirchgemeindeordnung oder einen anderen Erlass der Kirchgemeinde den Teilkirchgemeinden 

zugewiesen sind. 

 

Art. 10   Pfarrkreise 

1 Die Teilkirchgemeinden mit mehreren Pfarrpersonen können Pfarrkreise vorsehen. 

2 Die Kirchenpflege umschreibt die Pfarrkreise in einer Verordnung.  

 

Art. 11   Änderungen im Bestand oder Gebiet  

1 Das Verfahren für den Austritt von Teilkirchgemeinden aus der Kirchgemeinde und andere Änderun-

gen im Bestand oder Gebiet der Teilkirchgemeinden richtet sich nach dem Organisationsgesetz und 

Artikel 49 Absatz 1. 

2 Der Grosse Kirchenrat kann ergänzende Bestimmungen erlassen. 

 

III. Allgemeine Bestimmungen über die Organisation  

 

Art. 12   Rechtsgrundlagen 

1 Die Organisation der Kirchgemeinde richtet sich nach der Kirchenverfassung, dem Organisationsge-

setz, der Verordnung vom 22. Januar 2020 über die Organisation der Evangelisch-Reformierten Lan-

deskirche des Kantons Luzern (Organisationsverordnung) und dieser Kirchgemeindeordnung.  

2 Der Grosse Kirchenrat und der Kirchenvorstand legen nach Massgabe dieser Kirchgemeindeord-

nung die Einzelheiten durch Reglement (Grosser Kirchenrat) oder Verordnung (Kirchenvorstand) fest.  

3 Die Stimmberechtigten der Teilkirchgemeinden können im Rahmen der Vorgaben nach Absatz 1 und 

2 eine Teilkirchgemeindeordnung erlassen. Diese bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung durch 

den Kirchenvorstand. 

 

Art. 13   Organe 

1 Organe der Kirchgemeinde sind 

a. die Stimmberechtigten, 

b. der Grosse Kirchenrat, 

c. der Kirchenvorstand, 

d. das Rechnungsprüfungsorgan,  

e. die Controllingkommission, 

f. weitere Kommissionen mit Entscheidbefugnis. 

2 Organe der Teilkirchgemeinden sind 

a. die Stimmberechtigten der Teilkirchgemeinde, 

b. die Kirchenpflege, 

c. das Rechnungsprüfungsorgan, 

d. das Urnenbüro. 
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Art. 14   Stimmrecht 

1 Das Stimmrecht richtet sich nach der Kirchenverfassung. 

2 Es umfasst das Recht zu wählen, abzustimmen, Gemeindeinitiativen und Referendumsbegehren zu 

unterzeichnen und unter Vorbehalt besonderer Wählbarkeitsvoraussetzungen in eine Behörde ge-

wählt zu werden. 

3 Stimmberechtigt in den Teilkirchgemeinden sind die im Gebiet der Teilkirchgemeinde wohnhaften 

Stimmberechtigten der Kirchgemeinde. 

 

Art. 15   Amtsdauer 

1 Die Amtsdauer der Mitglieder des Grossen Kirchenrats, des Kirchenvorstands, der Kirchenpflege, 

des Rechnungsprüfungsorgans, der Controllingkommission, weiterer ständiger Kommissionen und 

des Urnenbüros beträgt vier Jahre. 

2 Sie beginnt jeweils am 1. August nach den Gesamterneuerungswahlen. 

3 Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der Amtsdauer. 

4 Es besteht keine Amtszeitbeschränkung. 

 

Art. 16   Wählbarkeit 

1 Wählbar in den Grossen Kirchenrat, in den Kirchenvorstand, in die Kirchenpflege, in die Controlling-

kommission, in eine andere Kommission und in das Urnenbüro sind die in der Kirchgemeinde Stimm-

berechtigten.  

2 In Organe der Teilkirchgemeinden können auch Stimmberechtigte gewählt werden, die nicht im Ge-

biet der betreffenden Teilkirchgemeinde wohnhaft sind. 

3 Vorbehalten bleibt die Einsitznahme von Personen von Amtes wegen nach Massgabe der kirchlichen 
Bestimmungen oder dieser Kirchgemeindeordnung. 

 

Art. 17   Unvereinbarkeiten 

1 Eine Person darf nicht gleichzeitig dem Kirchenvorstand und einer Kirchenpflege angehören. Vorbe-

halten bleibt eine Einsitznahme von Amtes wegen. 

2 Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer darf nicht dem Grossen Kirchenrat, dem Kirchenvor-

stand oder einer Kirchenpflege angehören. 

3 Im Übrigen richten sich die Unvereinbarkeiten nach § 11 Absatz 2 der Kirchenverfassung und den 

§§ 15 und 17 des Organisationsgesetzes. 

 

Art. 18   Ausstand 

1 Ein Mitglied des Kirchenvorstands, der Kirchenpflege, des Rechnungsprüfungsorgans, der Control-

lingkommission, einer anderen Kommission oder des Urnenbüros tritt in den Ausstand, wenn 

a. es an der Sache ein persönliches Interesse hat, 

b. die Sache die Ehegattin oder den Ehegatten, die Person, mit der das Mitglied in eingetragener 

Partnerschaft lebt, Verwandte oder Verschwägerte in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis und 

mit dem zweiten Grad, Stiefeltern oder Stiefkinder betrifft, 

c. es in einer anderen der genannten Behörden in der gleichen Sache tätig war oder 

d. es aus einem anderen Grund sich befangen fühlt oder befangen erscheint. 

2 Absatz 1 gilt sinngemäss für die Mitglieder des Grossen Kirchenrats, wenn ein Sachgeschäft nur ein-

zelne Ratsmitglieder betrifft. 

3 Das Verfahren und die Folgen des Ausstands richten sich nach den §§ 19 f. des Organisationsgeset-

zes. 
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IV. Organisation der Kirchgemeinde  

 

1. Die Stimmberechtigten 

 

Art. 19   Zuständigkeiten 

1 Die Stimmberechtigten der Kirchgemeinde wählen  

a. entsprechend dem Sitzanspruch der Teilkirchgemeinde, in der sie wohnhaft sind, eine Anzahl Mit-

glieder des Grossen Kirchenrats, 

b. die Mitglieder des Kirchenvorstands mit Ausnahme der Pfarrperson, die von Amtes wegen Einsitz 

nimmt, und aus deren Mitte die Präsidentin oder den Präsidenten. 

2 Sie beschliessen über Gemeindeinitiativen, wenn der Grosse Kirchenrat das Initiativbegehren ab-
lehnt, und über weitere Sachgeschäfte, wenn das fakultative Referendum zustande gekommen ist 
(Art. 22). 

 

Art. 20   Verfahren 

1 Die Stimmberechtigten wählen und beschliessen an der Urne. 

2 Sie üben ihr Stimmrecht in der Teilkirchgemeinde aus, in der sie wohnhaft sind. Vorbehalten bleibt 

Artikel 16 Absatz 2. 

3 Sie wählen die Mitglieder des Grossen Kirchenrats im Verhältniswahlverfahren und die Mitglieder 

des Kirchenvorstands im Mehrheitswahlverfahren. 

4 Werden bei einer Wahl nicht mehr Personen zur Wahl vorgeschlagen als Sitze zu besetzen sind, er-

folgt eine stille Wahl. 

5 Im Übrigen richtet sich das Wahl- und Abstimmungsverfahren nach den landeskirchlichen Vorgaben 

und dem kantonalen Stimmrechtsgesetz vom 25. Oktober 1988 (StRG). 

 

Art. 21   Gemeindeinitiative 

1 500 Stimmberechtigte können mit einer Gemeindeinitiative verlangen, dass der Grosse Kirchenrat 

über ein Sachgeschäft in seinem Zuständigkeitsbereich beschliesst. 

2 Die Sammelfrist beträgt sechs Monate. 

3 Lehnt der Grosse Kirchenrat das Initiativbegehren ab, unterbreitet er die Initiative den Stimmberech-

tigten zum Entscheid. 

4 Die näheren Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Gemeindeinitiative und das Verfahren richten 

sich im Übrigen nach den §§ 152 ff. des Organisationsgesetzes.  

 

Art. 22   Fakultatives Referendum 

1 500 Stimmberechtigte können das fakultative Referendum ergreifen gegen die Beschlüsse des Gros-

sen Kirchenrats betreffend 

a. den Erlass und Änderungen der Kirchgemeindeordnung, 

b. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Reglementen mit Ausnahme der Geschäftsord-

nung des Grossen Kirchenrats, 

c. das Budget und den Steuerfuss, 

d. Sonderkredite, 

e. frei bestimmbare Zusatz- und Nachtragskredite im Betrag von mehr als 10 Prozent des Ertrags 

der Gemeindesteuern, 

f. Sachgeschäfte, deren Wert 10 Prozent des Ertrags der Gemeindesteuern übersteigt, 
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g. die Genehmigung rechtsetzender Verträge und der Übertragung hoheitlicher Befugnisse an Dritte, 

soweit diese Zuständigkeit nicht durch Rechtssatz dem Kirchenvorstand zugewiesen ist, 

h. die Genehmigung von Veränderungen im Bestand oder Gebiet der Kirchgemeinde oder der Teil-

kirchgemeinden. 

2 Die Kirchgemeinde publiziert die referendumspflichtigen Beschlüsse.  

3 Die Sammelfrist beträgt 40 Tage. 

4 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach § 158 des Organisationsgesetzes.    

 

2. Der Grosse Kirchenrat 

 

Art. 23   Zusammensetzung 

Der Grosse Kirchenrat besteht aus 24 Mitgliedern. 

 

Art. 24   Sitzverteilung 

1 Die Teilkirchgemeinden haben Anspruch auf eine Anzahl Sitze im Verhältnis zur Anzahl der in ihrem 

Gebiet wohnhaften Mitglieder der Kirchgemeinde, mindestens aber auf einen Sitz. 

2 Massgebend ist die Anzahl Mitglieder gemäss dem Mitgliederverzeichnis per 31. Oktober des Jahres 

vor der Gesamterneuerungswahl. 

3 Der Kirchenvorstand stellt die Anzahl der den einzelnen Teilkirchgemeinden zustehenden Sitze fest. 

 

Art. 25   Mitarbeitende der Teilkirchgemeinden  

1 Dem Grossen Kirchenrat darf pro Teilkirchgemeinde höchstens eine mitarbeitende Person mit einem 

Anstellungsgrad von 50 Prozent oder mehr angehören. 

2 Aus Teilkirchgemeinden mit einem Anspruch auf acht oder mehr Sitze dürfen dem Rat höchstens 

zwei solche Personen angehören. 

3 Werden nach Artikel 19 Absatz 1 lit. a mehr mitarbeitende Personen einer Teilkirchgemeinde ge-

wählt und erfolgt kein freiwilliger Verzicht, sind die Personen mit der höchsten Stimmenzahl gültig ge-

wählt. Im Fall der Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

Art. 26   Rechtliche Stellung 

1 Der Grosse Kirchenrat ist die oberste Behörde der Kirchgemeinde. 

2 Er nimmt die ihm durch das Organisationsgesetz und diese Kirchgemeindeordnung zugewiesenen 

Aufgaben wahr. 

 

Art. 27   Wahlen 

1 Der Grosse Kirchenrat wählt aus seiner Mitte 

a. sein Präsidium und sein Vizepräsidium, 

b. zwei Stimmenzählende und zwei Stellvertretungen, 

c. das Präsidium und die weiteren Mitglieder der Controllingkommission. 

2 Er achtet bei der Wahl auf eine angemessene Vertretung der Teilkirchgemeinden und der im Gros-

sen Kirchenrat vertretenen Gruppierungen.  

3 Er wählt das Rechnungsprüfungsorgan. 
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Art. 28   Rechtsetzung 

1 Der Grosse Kirchenrat beschliesst unter Vorbehalt des fakultativen Referendums  

a. den Erlass und Änderungen der Kirchgemeindeordnung, 

b. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Reglementen. 

2 Er beschliesst in abschliessender Zuständigkeit eine Geschäftsordnung für sich selbst. 

3 Er kann den Kirchenvorstand ermächtigen, Ausführungsbestimmungen in Form von Verordnungen 

zu erlassen. 

 

Art. 29   Planung und Aufsicht 

1 Der Grosse Kirchenrat wirkt mit bei der Planung der Kirchgemeinde, namentlich durch die Kenntnis-

nahme des vierjährigen rollenden Aufgaben- und Finanzplans und allfälliger Planungsberichte oder 

Leitbilder des Kirchenvorstands sowie durch die Genehmigung des Jahresprogramms. 

2 Er kann dem Kirchenvorstand Weisungen für die künftige Planung erteilen und den Kirchenvorstand 

verpflichten, ihm Berichte zu bestimmten Geschäften vorzulegen. 

3 Er übt die parlamentarische Aufsicht über die Geschäftstätigkeit des Kirchenvorstands aus, nament-

lich durch 

a. die Genehmigung der Jahresrechnung und der Abrechnungen über Sonder- und Zusatzkredite, 

b. die Kenntnisnahme vom Jahresbericht des Kirchenvorstands, 

c. die Kenntnisnahme von den Berichten des Rechnungsprüfungsorgans und der Controllingkom-

mission. 

 

Art. 30   Weitere Sachgeschäfte 

1 Der Grosse Kirchenrat beschliesst zudem unter Vorbehalt des fakultativen Referendums  

a. das Budget und den Steuerfuss, 

b. Sonderkredite, 

c. frei bestimmbare Zusatz- und Nachtragskredite im Betrag von mehr als 10 Prozent des Ertrags 

der Gemeindesteuern, 

d. Sachgeschäfte, deren Wert 10 Prozent des Ertrags der Gemeindesteuern übersteigt, 

e. die Genehmigung rechtsetzender Verträge und der Übertragung hoheitlicher Befugnisse an Dritte, 

soweit diese Zuständigkeit nicht durch Rechtssatz dem Kirchenvorstand zugewiesen ist, 

f. die Genehmigung von Veränderungen im Bestand oder Gebiet der Kirchgemeinde oder der Teil-

kirchgemeinden. 

2 Er beschliesst in abschliessender Zuständigkeit  

a. frei bestimmbare Zusatz- oder Nachtragskredite von mehr als 4 bis 10 Prozent des Ertrags der 

Gemeindesteuern, 

b. weitere Geschäfte gemäss dem Organisationsgesetz. 

 

Art. 31   Mitwirkung des Kirchenvorstands 

1 Die Mitglieder des Kirchenvorstands nehmen mit beratender Stimme und Antragsrecht an den Sit-

zungen des Grossen Kirchenrats teil. 

2 Der Grosse Kirchenrat gibt dem Kirchenvorstand Gelegenheit zur vorgängigen schriftlichen Stellung-

nahme zu Geschäften, die nicht durch den Kirchenvorstand vorbereitet worden sind. 

 

Art. 32   Öffentlichkeit 

1 Die Verhandlungen des Grossen Kirchenrats sind öffentlich. 
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2 Der Grosse Kirchenrat kann aus wichtigen Gründen, namentlich zur Wahrung von Persönlichkeits-

rechten, ausnahmsweise unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und beschliessen. 

 

3. Der Kirchenvorstand 

 

Art. 33   Zusammensetzung 

1 Der Kirchenvorstand besteht aus fünf Mitgliedern. 

2 Dem Kirchenvorstand gehört eine Gemeindepfarrerin oder ein Gemeindepfarrer von Amtes wegen 

an. Weitere mitarbeitende Personen der Kirchgemeinde dürfen ihm nicht angehören. 

3 Die Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer bestimmen, wer sie im Kirchenvorstand vertritt. 

Können sie sich nicht einigen, entscheidet der Grosse Kirchenrat. 

4 Die für die Finanzverwaltung zuständige Person gehört dem Kirchenvorstand nicht an. 

 

Art. 34   Gemeindeleitung  

1 Der Kirchenvorstand ist das leitende, verwaltende und vollziehende Organ die Kirchgemeinde. Er 

fördert das Gemeindeleben. Er nimmt seine Aufgabe in theologisch-geistlicher Verantwortung wahr. 

2 Er trägt die Gesamtverantwortung für die Kirchgemeinde und sorgt dafür, dass die Kirchgemeinde 

als Ganzes und die Teilkirchgemeinden ihre Aufgaben im Einklang mit den kirchlichen und staatlichen 

Vorschriften, fachgerecht und wirtschaftlich erfüllen. 

3 Er unterstützt die Tätigkeiten der Teilkirchgemeinden und koordiniert diese mit der Tätigkeit der 

Kirchgemeinde. 

4 Er kann im Rahmen seiner Aufsicht über die Teilkirchgemeinden Massnahmen nach §§ 199 und 200 

des Organisationsgesetzes verfügen, wenn die ordnungsgemässe Verwaltung ernsthaft gestört oder 

gefährdet wird. Der Grosse Kirchenrat kann Bestimmungen über die Vorprüfung oder Genehmigung 

von Akten der Teilkirchgemeinden durch den Kirchenvorstand erlassen. 

5 Der Kirchenvorstand wahrt den Handlungs- und Entscheidungsspielraum der Teilkirchgemeinden 

und den Grundsatz der Verhältnismässigkeit. 

 

Art. 35   Finanzen 

1 Der Kirchenvorstand ist für den Finanzhaushalt der Kirchgemeinde verantwortlich. 

2 Er beschliesst  

a. frei bestimmbare Ausgaben bis zu einem Betrag von 2 Prozent des Ertrags der Gemeindesteuern 

im Einzelfall, höchstens aber von 5 Prozent des Ertrags der Gemeindesteuern pro Kalenderjahr, 

b. frei bestimmbare Ausgaben, denen im Rechnungsjahr Einnahmen für denselben Zweck in min-

destens der gleichen Höhe gegenüberstehen, 

c. gebundene Ausgaben und teuerungsbedingte Mehrausgaben unabhängig von ihrer Höhe. 

3 Er beschliesst über die Verwendung von Mitteln, die das zuständige Organ mit dem Budget oder mit 

einem Sonder-, Zusatz- oder Nachtragskredit bewilligt hat. 

 

Art. 36   Weitere Zuständigkeiten 

1 Der Kirchenvorstand bereitet die Geschäfte des Grossen Kirchenrats vor und führt dessen Be-

schlüsse aus, soweit das Geschäft nicht die interne Organisation des Grossen Kirchenrats betrifft. 

2 Er erlässt Verordnungen, soweit er durch diese Kirchgemeindeordnung oder durch ein Reglement 

des Grossen Kirchenrats dazu ermächtigt wird. 

3 Er organisiert und führt die zentralen Dienste im Rahmen der Vorgaben des Grossen Kirchenrats. 
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4 Er nimmt alle weiteren Aufgaben wahr, die nicht durch übergeordnetes Recht, diese Kirchgemeinde-

ordnung oder einen anderen Erlass der Kirchgemeinde einem anderen Organ zugewiesen sind. 

 

Art. 37   Delegation von Aufgaben 

1 Der Kirchenvorstand kann durch Verordnung einzelne seiner Aufgaben an einen Ausschuss, ein Mit-

glied oder Mitarbeitende der Kirchgemeinde delegieren. 

2 Nicht delegierbar sind 

a. Wahlen  

b. die Erwahrung und Behandlung von Gemeindeinitiativen, 

c. die Vorbereitung von Geschäften des Grossen Kirchenrats, 

d. der Entscheid über den Weiterzug von Entscheiden, die er delegiert hat (§ 38 Organisationsge-

setz). 

 

Art. 38   Zeichnungsberechtigung 

1 Die Zeichnungsberechtigung richtet sich unter Vorbehalt der nachfolgenden Bestimmungen nach 

dem Organisationsgesetz. 

2 Für Geschäfte des Grossen Kirchenrat zeichnen die Präsidentin oder der Präsident oder die Vizeprä-

sidentin oder der Vizepräsident zusammen mit der Sekretärin oder dem Sekretär kollektiv zu zweien 

bei 

a. rechtsetzenden Erlassen, 

b. Entscheiden, 

c. offiziellen Mitteilungen, 

d. Korrespondenzen, die vom Grossen Kirchenrat behandelte Geschäfte betreffen. 

3 Mitglieder des Kirchenvorstands, die nach den Ausführungsbestimmungen zu dieser Kirchgemeinde-

ordnung zum Abschluss von Verträgen ermächtigt sind, können solche Verträge einzeln unterzeich-

nen.  

4 Für Kommissionen zeichnen die Präsidentin oder der Präsident oder die Vizepräsidentin oder der 

Vizepräsident zusammen mit einem weiteren Mitglied der Kommission kollektiv zu zweien. 

5 Der Kirchenvorstand regelt in einer Verordnung die Zeichnungsberechtigung der Zentralen Dienste. 

6 Die Teilkirchgemeindeordnungen (Art. 12 Abs. 3) können die Zeichnungsberechtigung für die Teil-

kirchgemeinden regeln. 

 

4. Zentrale Dienste und Geschäftsführung 

 

Art. 39   Zentrale Dienste 

1 Die Zentralen Dienste sind das Dienstleistungszentrum der Kirchgemeinde. 

2 Sie besorgen die Verwaltung der Kirchgemeinde, bereiten die Geschäfte des Kirchenvorstands und 

des Grossen Kirchenrats vor und vollziehen deren Beschlüsse. 

3 Sie erbringen ihre Leistungen für die Kirchgemeinde, für die Teilkirchgemeinden und für die Mitglie-

der der Kirchgemeinde. 

4 Der Kirchenvorstand regelt die Einzelheiten in einer Verordnung. 

 

Art. 40   Geschäftsführung 

1 Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Kirchgemeinde führt das Sekretariat des Kir-

chenvorstands und leitet die Zentralen Dienste. 
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2 Sie oder er sorgt dafür, dass die Zentralen Dienste und die weiteren Stellen der Kirchgemeinde ihre 

Aufgaben zweckmässig, wirtschaftlich, kundenfreundlich und im Einklang mit den anwendbaren kirch-

lichen und staatlichen Vorschriften erfüllen. 

3 Der Kirchenvorstand regelt die Einzelheiten in einer Verordnung. 

 

5. Rechnungsprüfungsorgan und Kommissionen 

 

Art. 41   Rechnungsprüfungsorgan 

1 Rechnungsprüfungsorgan der Kirchgemeinde ist eine externe Revisionsstelle. 

2 Das Rechnungsprüfungsorgan prüft die Jahresrechnung und die Abrechnung über Sonder- und Zu-

satzkredite namentlich unter folgenden Aspekten: 

a. Bestehen der Kredite und rechtmässige Kreditverwendung, 

b. Ordnungsmässigkeit und Rechtmässigkeit der Buchführung, 

c. Übereinstimmung der Rechnungsablage, der Bücher und der dazugehörigen Register mit den Be-

legen, 

d. Vorhandensein der Vermögenswerte und Einhaltung der Bewertungsgrundsätze aufgrund der ge-

setzlichen Bestimmungen, 

e. Vollständigkeit der Verbindlichkeiten und deren richtige Bewertung.  

3 Es berichtet dem Kirchenvorstand und dem Grossen Kirchenrat und stellt die erforderlichen Anträge, 

namentlich betreffend Genehmigung oder Nichtgenehmigung der Jahresrechnung und der Kreditab-

rechnungen. 

 

Art. 42   Controllingkommission 

1 Die Controllingkommission besteht aus fünf Mitgliedern des Grossen Kirchenrats. 

2 Sie begleitet den Führungskreislauf zwischen dem Grossen Kirchenrat und dem Kirchenvorstand. 

Sie berät insbesondere über 

a. den Aufgaben- und Finanzplan, 

b. den Budgetentwurf mit Steuerfuss, 

c. die Rechnungslegung, unter Vorbehalt der Zuständigkeiten des Rechnungsprüfungsorgans, 

d. Finanzgeschäfte, 

e. Entwürfe für rechtssetzende Erlasse. 

3 Sie kann auf Ersuchen des Kirchenvorstands entsprechende Geschäfte des Kirchenvorstands bera-

ten. 

4 Sie berichtet dem Grossen Kirchenrat und dem Kirchenvorstand über das Ergebnis ihrer Beratungen 

und gibt dem Grossen Kirchenrat und gegebenenfalls dem Kirchenvorstand eine Empfehlung zur Be-

schlussfassung ab. 

5 Sie beschliesst in eigener Zuständigkeit freibestimmbare Sonder-, Zusatz- oder Nachtragskredite 

von mehr als 2 bis höchstens 4 Prozent des Ertrags der Gemeindesteuern. 

 

Art. 43   Weitere ständige Kommissionen 

1 Der Grosse Kirchenrat kann durch ein Reglement ständige Kommissionen einsetzen. 

2 Der Kirchenvorstand kann für einzelne Sachgeschäfte aus seinem Zuständigkeitsbereich ständige Fach-
kommissionen einsetzen, die ihn beraten und die mit beschränkter Entscheidbefugnis ausgestattet wer-
den können. 
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3 Der einsetzende Erlass bestimmt die Mitgliederzahl oder deren Rahmen, das Wahlorgan sowie die 
Aufgaben, die Befugnisse und die Organisation der Kommission. 

 

Art. 44   Nichtständige Kommissionen 

1 Der Grosse Kirchenrat und der Kirchenvorstand können für die Behandlung von Geschäften in ihrem 
Zuständigkeitsbereich nichtständige Kommissionen einsetzen. 

2 Sie bestimmen im Einsetzungsbeschluss die Mitgliederzahl, die Aufgaben, die Befugnisse und die Orga-
nisation der Kommission sowie die Dauer des Mandats. 

 

6. Koordinationsgremien 

 

Art. 45   Kirchenpflegekonferenz 

1 Die Kirchenpflegekonferenz besteht aus dem Kirchenpflegepräsidium oder einer andern auf die 

Amtsdauer nach Artikel 15 gewählten Vertretung der Kirchenpflegen. 

2 Das Präsidium des Kirchenvorstands, die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer und bei Bedarf 

weitere Mitglieder des Kirchenvorstands nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 

3 Die Kirchenpflegekonferenz  

a. berät und koordiniert Geschäfte, die mehrere Teilkirchgemeinden betreffen, 

b. erarbeitet Vorschläge für die gemeinsame Gestaltung des kirchlichen Lebens, für die Verteilung 

der Mittel und für die Lösung gemeinsamer Probleme,  

c. wirkt mit bei der Planung der Kirchgemeinde, 

d. dient dem Informations- und Meinungsaustausch und dem Ausgleich der Interessen zwischen den 

Teilkirchgemeinden und der Kirchgemeinde, 

e. vertritt Anliegen der Teilkirchgemeinden gegenüber dem Kirchenvorstand 

f. kann dem Kirchenvorstand Empfehlungen und Anträge unterbreiten. 

4 Sie erlässt eine Geschäftsordnung. Diese bedarf der Genehmigung durch den Kirchenvorstand. 

 

Art. 46   Pfarrkonvent 

1 Der Pfarrkonvent besteht aus den Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrern und ihren Stellver-

tretungen. Er konstituiert und organisiert sich selbst. 

2 Er koordiniert die pfarramtlichen Tätigkeiten in der Kirchgemeinde und erfüllt weitere Aufgaben. 

3 Er kann dem Kirchenvorstand Empfehlungen und Anträge unterbreiten. 

4 Der Kirchenvorstand regelt die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung des Pfarrkonvents in ei-

ner Verordnung. 

 

Art. 47   Diakoniekonvent 

1 Der Diakoniekonvent besteht aus den Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen der Kirchgemeinde und 

ihren Stellvertretungen. Er konstituiert und organisiert sich selbst. 

2 Er bearbeitet sozialdiakonische Fragen der Kirchgemeinde und erfüllt weitere Aufgaben. 

3 Er kann dem Kirchenvorstand Empfehlungen und Anträge unterbreiten. 

4 Der Kirchenvorstand regelt die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung des Diakoniekonvents in 
einer Verordnung. 
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V. Organisation der Teilkirchgemeinden 

 

1. Stimmberechtigte 

 

Art. 48   Wahlen 

1 Die Stimmberechtigten der Teilkirchgemeinden wählen an der Urne im Mehrheitswahlverfahren das 

Präsidium und die übrigen Mitglieder der Kirchenpflege, soweit diese nicht von Amtes wegen Einsitz 

nehmen. 

2 Sie wählen an der Teilkirchgemeindeversammlung  

a. das Rechnungsprüfungsorgan, 

b. die Mitglieder des Urnenbüros. 

3 Artikel 20 Absatz 4 und 5 ist anwendbar. 

 

Art. 49   Sachgeschäfte 

1 Die Stimmberechtigten der Teilkirchgemeinden beschliessen an der Urne 

a. die Einleitung des Verfahrens für den Austritt aus der Kirchgemeinde, 

b. den Vertrag mit der Kirchgemeinde über den Austritt. 

2 Sie beschliessen an der Teilkirchgemeindeversammlung 

a. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung einer allfälligen Teilkirchgemeindeordnung, 

b. Reglemente, soweit ein Erlass der Kirchgemeinde sie dazu ermächtigt, 

c. das Jahresprogramm, 

d. das Budget und die Jahresrechnung der Teilkirchgemeinde, 

e. vor jeder Gesamterneuerungswahl die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Kirchenpflege 

(Art. 50 Abs. 1 lit. a) und des Urnenbüros (Art. 54 Abs. 1), 

a. Gesuche an die Kirchgemeinde um Bewilligung eines Nachtragskredits, wenn der Betriebskredit 

für die Teilkirchgemeinde voraussichtlich nicht ausreicht, 

b. über weitere Geschäfte, die ihnen die Kirchenpflege zum Beschluss unterbreitet. 

3 Sie nehmen an der Teilkirchgemeindeversammlung Kenntnis 

a. vom Jahresbericht und von einem allfälligen Aufgaben- und Finanzplan der Kirchenpflege, 

b. vom Bericht des Rechnungsprüfungsorgans, 

c. von allfälligen Planungsberichten und Leitbildern der Kirchenpflege. 

 

2. Kirchenpflege 

 

Art. 50   Zusammensetzung 

1 Die Kirchenpflege besteht aus 

a. fünf bis elf gewählten Mitgliedern, 

b. den in der Teilkirchgemeinde tätigen Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer und sozialdia-

konischen Mitarbeitenden, soweit diese in der Kirchgemeinde wohnhaft sind. 

2 Pfarrpersonen und sozialdiakonische Mitarbeitende ohne Wohnsitz in der Kirchgemeinde nehmen 

mit beratender Stimme und Antragsrecht an den Sitzungen teil. 

3 Im Grossen Kirchenrat und in der Synode soll wenn möglich ein Mitglied der Kirchenpflege vertreten 
sein. 
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Art. 51   Vertretung der Mitarbeitenden 

1 In der Kirchenpflege dürfen höchstens zwei Fünftel der Mitglieder Gemeindepfarrerinnen oder Ge-

meindepfarrer sein. 

2 Gemeindepfarrerinnen oder Gemeindepfarrer und andere Mitarbeitende dürfen zusammen nur eine 

Minderheit der Mitglieder stellen.  

3 Übersteigt die Anzahl Gemeindepfarrerinnen oder Gemeindepfarrer oder anderer Mitarbeitender das 

zulässige Mass, richtet sich das Verfahren nach § 161 Absatz 4 und 5 des Organisationsgesetzes. 

 

Art. 52   Zuständigkeiten 

1 Die Kirchenpflege ist das leitende, verwaltende und vollziehende Organ der Teilkirchgemeinde. 

2 Sie plant und verantwortet die Tätigkeiten der Teilkirchgemeinde, namentlich das kirchliche Leben in 

den Bereichen «Feiernde Gemeinde», «Weitergabe des Glaubens», «Pflege der Gemeinschaft» und 

«Solidarische Gemeinde». 

3 Sie bereitet die Geschäfte der Teilkirchgemeindeversammlung vor und führt deren Beschlüsse aus. 

4 Sie führt die Mitarbeitenden der Teilkirchgemeinde und sorgt dafür, dass diese ihre Aufgaben fach-

gerecht und rechtmässig erfüllen. 

5 Sie sorgt für eine zweckmässige und wirtschaftliche Verwaltung der Teilkirchgemeinde und für die 

Einhaltung der Kredite. 

6 Sie vertritt die Teilkirchgemeinde im Rahmen der Ausführungsbestimmungen zu dieser Kirchgemein-

deordnung (Art. 12 Abs. 2) gegenüber anderen Teilkirchgemeinden, der Kirchgemeinde als Ganzes, 

den lokalen politischen Behörden, anderen Kirchen und Religionsgemeinschaften und weiteren Drit-

ten. Sie kann in diesem Rahmen die Teilkirchgemeinde betreffende Verträge abschliessen. 

 

3. Rechnungsprüfungsorgan und Urnenbüro 

 

Art. 53   Rechnungsprüfungsorgan 

1 Rechnungsprüfungsorgan der Teilkirchgemeinde ist eine Rechnungskommission mit mindestens 

zwei Mitgliedern oder eine externe Revisionsstelle. 

2 Das Rechnungsprüfungsorgan prüft die Jahresrechnung und die Abrechnungen über Sonder- und 

Zusatzkredite der Teilkirchgemeinde auf Richtigkeit und Vollständigkeit. 

3 Es berichtet der Kirchenpflege zuhanden der Stimmberechtigten der Teilkirchgemeinde und stellt 

den Stimmberechtigten die erforderlichen Anträge, namentlich betreffend Genehmigung oder Nichtge-

nehmigung der Jahresrechnung und der Kreditabrechnungen. 

 

Art. 54   Urnenbüro 

1 Das Urnenbüro besteht aus fünf bis acht Mitgliedern. 

2 Im Übrigen richten sich die Zusammensetzung und die Aufgaben des Urnenbüros nach den 

§§ 177 ff. des Organisationsgesetzes. 

 

VI. Finanzhaushalt 

 

Art. 55   Grundsatz 

Die Kirchgemeinde führt den Finanzhaushalt nach dem kirchlichen Gesetz vom 28. Mai 2019 über den 

Finanzhaushalt (Finanzhaushaltsgesetz, FHG) und der Verordnung vom 13. November 2019 über den 

Finanzhaushalt (Finanzhaushaltsverordnung, FHV).  
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Art. 56   Betriebskredite für die Teilkirchgemeinden 

1 Der Grosse Kirchenrat beschliesst mit dem Budget Betriebskredite für die Teilkirchgemeinden. 

2 Die Betriebskredite bemessen sich unter anderem nach der Anzahl Mitglieder der Teilkirchgemein-

den. 

3 Sie dienen der Finanzierung der Aufgaben der Teilkirchgemeinden, soweit diese nicht durch die 

Kirchgemeinde als Ganzes zu tragen sind. 

4 Sie werden in Form eines Globalkredits zur Verfügung gestellt. Die Teilkirchgemeinden entscheiden 

frei über die Verwendung der entsprechenden Mittel. 

5 Positive und negative Saldi werden auf das nächste Rechnungsjahr übertragen. 

6 Die Kirchgemeinde weist die Betriebskredite für die einzelnen Teilkirchgemeinden im Aufgaben- und 
Finanzplan, im Budget, in der Jahresrechnung und in weiteren Unterlagen zur Finanzplanung geson-
dert aus. 

 

Art. 57   Ausführungsbestimmungen  

1 Der Grosse Kirchenrat regelt Einzelheiten zum Finanzhaushalt soweit erforderlich in einem Regle-

ment. 

2 Er regelt namentlich 

a. das Verfahren für die Beschlussfassung über das Budget und die Genehmigung der Jahresrech-

nung, 

b. die Bemessung der Betriebskredite für die Teilkirchgemeinden. 

 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

Art. 58   Amtsdauer des Rechnungsprüfungsorgans  

Die laufende Amtsdauer des Rechnungsprüfungsorgans verlängert sich bis zum Ablauf der Amts-

dauer 2021 bis 2025. 

 

Art. 59   Anpassung und Erlass von Ausführungsbestimmungen 

1 Die zuständigen Organe passen untergeordnete Erlasse innert zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser 

Kirchgemeindeordnung an. 

2 Sie erlassen innert der gleichen Frist die in dieser Kirchgemeindeordnung vorgesehenen neuen 

Bestimmungen. 

 

Art. 60   Aufhebung bisherigen Rechts  

Die Gemeindeordnung der Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinde Luzern vom 17. April 2005 ist 

aufgehoben. 

 

Art. 61   Inkrafttreten 

Diese Kirchgemeindeordnung tritt unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Synode am 1. Juli 
2022 in Kraft.  

 


